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Zwölf Thesen zur Geschichte der SBZ/DDR

Jede Erörterung kommunistischer bzw. stalinistischer Politik in Deutschland –
und die Geschichte der SBZ/DDR zwischen 1945 und 1991 gehört zu den in-
zwischen bilanzwürdigen Ergebnissen dieser Politik – hat eine unumstößliche
Prämisse zu beachten: Es ist erst die von deutscher Seite in entscheidendem
Maße zu verantwortende Auslösung des Zweiten Weltkrieges gewesen, die
im Verlaufe einer kollektiven Kraftanstrengung der internationalen Staaten-
gemeinschaft, namentlich der sog. Anti-Hitler-Koalition, die Voraussetzungen
dafür schuf, daß ein anderer Hegemonialanspruch – der des bolschewisti-
schen Rußland bzw. Stalins – in Deutschland derart virulent werden konnte,
daß heute daran gegangen werden muß, die Geschichte der daraus entstande-
nen SED-Diktatur und ihrer Folgen aufzuarbeiten.

I.

Der in der Vorbemerkung genannte Faktor „Sowjetunion“ spielt im Zusam-
menhang von Entstehen und Entwicklung sowie nicht zuletzt für das Ende
der Deutsche Demokratischen Republik (DDR) eine ausschlaggebende Rolle,
jedoch ist zuvörderst festzuhalten: Die Errichtung einer deutschen demokrati-
schen Republik ist eine deutsche Idee. Der 1949 geschaffene Staat DDR geht
in wesentlichen Merkmalen auf Vorstellungen und Prinzipien der KPD aus den
30er Jahren zurück. Nachdem im Jahre 1935 mit dem VII. Weltkongreß der
Kommunistischen Internationale die bis dahin gültige ultralinke Parteilinie
der deutschen Kommunisten aufgegeben worden war, ließen taktische Über-
legungen im Rahmen der eingeschlagenen Volks- und Einheitsfrontpolitik
die Forderung nach einer großen Sowjetrepublik als unzeitgemäß erscheinen.
Ohne das große Ziel eines „Sowjet-Deutschland“ gänzlich aus den Augen
zu verlieren, machten Äußerungen führender Funktionäre der KPD seinerzeit
deutlich, daß die KPD in der zweiten Hälfte der 30er Jahre für ein Deutschland
nach Hitler eine „demokratische Volksrepublik“ (oder „Volksrepublik Deutsch-
land“) favorisierte.


